
Stand und Entwicklungsmöglichkeiten der Vertrauensschadenversicherung
Horst lhlas. Assessor. Köln

l .  Einführung: der Markt

Die Vertrauensschadenversicherung schützt Unterneh-
men vor Vermögensschäden, die ihnen von ihren Mitar-
beitern durch strafbare Handlungen zugefügt werden. Es
geht vor al lem um Geld. Viel  Geld wird Banken und No-
taren anvertraut.

Keine Branche schl ießt mehr Vertrauensschadenversi-
cherungen ab als Banken. Hier entstehen die größten
Schäden. 1984 wurden in den USA Unterschlagungen
von Bankangestel l ten in einem Gesamtwert von rd.
382 Mio. US-$ bekannt.  Einschl ießl ich der nicht bekannt-
gewordenen Schäden wurde die Gesamthöhe auf über
1 Mrd. US-$ geschätzt.  Die Verluste der Geldinst i tute
durch ungetreue Mitarbeiter waren damit neunmal so
hoch wie die Beute bewaffneter Bankräuberj. Privatban-
ken, Sparkassen und Raif feisenbanken sind jewei ls über
Monopole versichert .  Diskret ion bei der Schadensregu-
l ierung ist  in der Sparte übl ich und insbesondere hier
oberstes Prinzip.

Bei den Notaren bestehen über die Vertrauensschaden-
fonds der Notarkammern aus Gründen der Staatshaftuno
sogar Pf l ichtversicherungen S 67 Abs. 2 Nr.  3 BNotö
schreibt den Abschluß dieser Versicherung zwingend
vor2. Die Kammern schl ießen die Versicherung im eige-
nen Namen zugunsten der Notare ab (sogenannte Versi-
cherung für f remde Rechnung Sem. SS 74 f f .  VVG)3. Fi-
nanziert  wird dies über die Kammerbeiträge4. Der Ge-
schädigte kann die Rechte aus dem Versicherungsver-
trag nicht geltend machens. Es besteht jedoch ein Treue-
verhältnis zwischen dem Geschädigten und der Notar-
kammer, welches diese verpf l ichet,  den ihr nicht zuste-
henden Entschädigungsbetrag einzuziehen und an den
Geschädigten auszuzahleno.

Sieht man von den Banken und Notaren ab, so ist die
Vertrauensschadenversicherung eine Randsparte. Es
wird zuviel vertraut und zu wenig versichert. Uber 30 o/o
al ler Firmen haben berei ts Veruntreuungen durch Mitar-
beiter bemerkt.  Als Hauptr is ikobereiche gelten: Mater ial-
wirtschaft, Lager, EDV und KasseT. Ein Vertrauensscha-
den kann hier in Form eines unaufqeklärten Mankos oft
unbemerkt bleiben.

l l .  Übersicht über die Bedingungswerke

1.  ABV

Die Al lgemeinen Bedingungen für die Vertrauensscha-
denversicherung (ABV) wurden zulelzl 1959 neu gestal-
tet8. lhr Gegenstand ist der Ersatz von Vermögensschä-
den des VN, die von Vertrauenspersonen durch vorsätz-
l iche Handlungen verursacht werden, die nach den ge-
setzl ichen Best immungen über unerlaubte Handlungen
zum Schadensersatz verpflichten (g 1 Abs. 1 ABV)e.

2. ABCM 84

Die Al lgemeinen Bedingungen für die Computer-Miß-
brauch-Versicherung 1984 (ABCM84;ro . 'nO eine auf
Computerdel ikte spezial is ierte, ,Ausschnit tsdeckung"rr
der ABV. lm einzelnen bestehen die folgenden Unter-
schiedel2:

Der in $ 1 ABV benannte Gegenstand der Versicherung
wird in S 1 ABCM 84 wiederholt  und dann auf benannte
Fäl le eingeschränkt.  Dies sind:
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a) die vorsätzl iche rechtswidr ige Bereicherung durch

, ,Herstel len, Verändern, Beschädigen, Vernichten oder Lö-
schen von EDV-Programmen, EDV-lesbaren Datenträgern
oder in der EDV gespeicherten Daten . .  ."

, ,Eingeben von Daten, EDV-lesbaren Datenträgern und
EDv-Programmen in  d ie  EDV .  .  . " ;

b )  d ie

,,vorsätzl iche Schädigung des Versicherungsnehmers durch
Löschen von in der EDV gespeicherten Daten, Beschädi-
gen, Zerstören oder Beiseiteschaffen von EDV-lesbaren Da-
tenträgern oder EDV-Prgrammen und, soweit nicht nach
den Allgemeinen Bedingungen der Schwachstromanlagen-
versicherungls versicherbar, durch Beschädigen, Zerstören
oder Beiseiteschaffen von Datenverarbeitunqsanlaqen oder
Teilen davon".

Bei den ABV sind die Vertrauenspersonen im Versiche-
rungsschein zu benennenr+, wobei es in der Praxis regel-
mäßig zu einer Ausschnlt tsdeckung kommt (vgl .  unten
unter l l l  1);  bei  den ABCM 84 sind sämtl iche Arbeitneh-
mer des VN erfaßt1s.

Die im Anschluß an die ABCM 84 abgedruckten , ,Zusatz-
bedingungen für die Dienst leistungsbetr iebe der Daten-
verarbeitung" müssen separat vereinbart  werden und
dehnen den Versicherungsschutz auf f remdes Vermö-
gen aus, indem die bel Kunden der VN durch oben be-
nannte EDV-Del ikte verursachten Vermögensschäden
versichert  werden, für die der VN haftet;  es handelt  s ich
um einen Sonderfal l  der Vermöqensschadenhaftof l icht-
versicherungl6.

ln der Praxis werden oft  für den Bereich der ABCM 84
höhere Deckungssummen vereinbart  als für den ABV-
BereichlT.

1 D ie  Wel t  vom 16.  1 .1984 S.6 :  , ,M i l l i onenver lus te  durch  Bet ruq
in amerikanischen Banken". Die International Herald Tribunö
vom 15.6 .1972 (S .9)  ber ich te t  von  e inem Verunt reuunqsscna-
den bei der United Cali fornia Bank in Höhe von 50 Mio UiS-$.

2 Vgl. hierzu grundsätzl ich Wolf l  Notarhaftung: Die sogenannte
Vertrauensschadenversicherung und der Vertrauensschaden-
fonds der Notarkammern VersR 93, 272. Nach dieser am öffent-
l ichen Recht orientierten Meinung bestehen Ansprüche der Ge-
schädigten gegen die Notarkammern nur, wenn aus Gründen
der Gleichbehandlung eine sogenannte Ermessensreduzierung
auf Null  eintr i t t .

3 BGHZ 1 1 3, 1 51 = VersR 91 , 299.
4 BGHZ52,2B3 = VersR 69,927.
5 BGHZ 1 1 3, 1 51 (1 54) = VersR 91, 299 (300).
6  BGHZ 113,  151 (155)  =  VersR 91,  299 (300)  a .  A .  Wot f f

VersR 93, 272.
7 Information der Hermes Kreditversicherungs-AG Hamburg Mai

1984 Nr- 82 S. 1 .  Diese Informationen basierten auf der Auswer-
tung von 1300 von Firmen ausgefül l ten Fragebögen.

I Bergeest, Die Verlrauensschadenversicherung in ihren moder-
nen Erscheinungsformen S. 79. Dieses Buch ist das Standard-
werk über die Vertrauensschadenversicheruno_

9 Sogenannter Versicherungsfal l  , ,V" VeTBAV l4, S1S.
10 Zu dem Vorläufer der ABCM 84 vgl. grundlegend Heidinger, Die

Computer-Mißbrauch-Versicheruno_
11 Kersten VersR 87, 1172. Heidingir (aaO [Fn. 10] S. S2, t4g)

sieht hier bei den CMV, dem Vorläufer der ABCM 84, , ,viele Dek-
kungsüberschneidungen", ohne die Unterschiede und über-
schneidungen herauszuarbeiten.

12 Dargestel l t  im Anschluß an Bergeest aaO (Fn. B) S. 179 f.
13 Dies sind heute die Al lgemeinen Bedingungen für die Elektro-

nik-Versicherung (ABE) VeTBAV 91 ,245.
14 S 2 ABV VeTBAV 74, 315 f.
15 S 2 ABCM 84 VeTBAV 81, 402.
16 Schwering BB 76, 206 (210).'17 Die Möglichkeit,  nur für den Computermißbrauch höhere Dek-

kungssummen zur Verfügung stel len und es im Bereich der
ABV zwecks Prämienersparnis bei niedrigeren Deckungssum-
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3. ABDM 90

Versicherbar sind auch die Vermögensschäden des VN,
die außenstehende Dritte - ,,Hacker" genannt und defi-
niert  als Personen, mit  denen zum Zeitpunkt des Versi-
cherungsfalls kein Arbeits- oder Dienstvertrag be-
stehtlB - durch vorsätzliche rechtswidrige Bereicherung
mittels der oben unter l l  2 a genannten Handlungen ver-
ursachenls.

Hierzu müssen die Al lgemeinen Bedingungen für die
Versicherung von Vermögensschäden durch Datenmiß-
brauch Dritter 1990 (ABDM 90)20 vereinbart werden. Sie
gelten gemäß der geschäftsplanm.äßigen Erklärung der
Versichere12l ausweisl ich ihrer Uberschri f t  wiederum
,,nur in Verbindung mit  einer Computer-Mißbrauch-Versi-
cherung" (ABCM 84, vgl .  oben unter l l  2),  welche wieder-
um aufgrund einer geschäftsplanmäßigen Erklärung der
Versicherer22 nur in Verbindung mit  der Klausel , ,Nicht
identifizierbare Schadenstifter" (s. unten unter ll l 2;za u"t-
einbart  wird.

Beweisschwier igkeiten des VN sind der Grund für diese
Verbindungen. Dem VN obl iegt die Beweislast bezügl ich
des Täters. Ob bei Computerdelikten der Schadenstifter
eine Vertrauensperson oder ein Dri t ter war,  ist  in der
Praxis oft kaum feststellbar24. Deshalb ist eine Verbin-
dung der ABDM 90 mit  den ABCM 84 sinnvol l .  Selbst
wenn feststeht, daß der Täter im Kreis der Vertrauens-
personen zu suchen ist, kann oft nicht nachgewiesen
werden, wer den Schaden verursacht hat. Hieraus recht-
fert igt  s ich die Verknüpfung der ABCM 84 mit  der Klau-
sel, ,Nicht ident i f iz ierbare Schadenst i f ter".

4. Redundanz

Wünscht der VN nun Schutz vor der Vermögensscha-
denkriminal i tät  der Vertrauenspersonen und sogenann-
ten , ,Hacker",  werden dem Vertrag drei  Al lgemeine Be-
dingungswerke zugrunde gelegt:  ABV, ABDM 90 und
ABCM 84. Hinzu kommt die Klausel ,,Nicht identitizierba'
re Schadenstifter" (s. unten unter ll l 21zs. Von überwie-
gend unwesent l ichen Abweichungen abgesehen sind mit
ident ischem Inhalt  drei fach vorhanden: Regelungen über
die Versicherungssumme, den Umfang des Versiche-
rungsschutzes, Ausschlüsse, Obl iegenheiten etc.  Das
Ausmaß der Redundanz in diesen sechs Seiten kleinge-
druckter Bedingungen ist  beklagenswert.

lm internat ionalen Vergleich wirkt  dies kur ios und um-
ständl ich. ÜOticn, kundenfreundl ich und logisch ist  es,
eingangs der Al lgemeinen Bedingungen die Gegenstän-
de der Versicherung aufzul isten und diese dann im An-
schluß einer einheit ichen Regelung der sonst igen Pro-
bleme des Versicherungsschutzes, - fal ls und -verhältnis-
ses zu unterwerfen.

l l l .  Einzelfragen

1. Vertrauenspersonen oder Personen, denen nicht
vertraut wird?

VN ist  regelmäßig ein Unternehmen. Vertrauensperso-
nen müßten eigent l ich diejenigen sein, denen das Unter-
nehmen den Zugriff auf sein Vermögen gestattet. Da
dies bei al len Mitarbeitern in unterschiedl ichem Umfang
der Fal l  ist ,  muß jedem Mitarbeiter Vertrauen entgegen-
gebracht werden. Eine Versicherung al ler Mitarbeiter
l iegt deshalb nahe.

Wird hingegen von diesem pauschalen Ansatz abgewi-
chen, indem nur best immte Personengruppen versichert
werden, ist die Verwendung des Begriffs der ,,Vertrau-
enspersonen" ein Euphemismus. Bei einer Ausschnit ts-
deckung wird nur den Personen vertraut,  die nicht versi-
chert  s ind. Diese Ausschnit tsdeckung ist  in der Praxis
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die Regel.  Was dem Sprachgefühl bei  der Bezeichnung
des versicherten Personenkreises widerspricht, ist dem
Vertrieb jedoch willkommen. Welchen Personen wird
nun also (nicht) ,,vertraut"?

S 2 ABCM 84 def iniert :

,,Vertrauenspersonen sind sämtliche Arbeitnehmer des Ver-
sicherungsnehmers, mit denen im Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalles ein Arbeitsvertrag besteht."

Das Arbeitsrecht versteht unter dem Begriff des Arbeit-
nehmers Arbeiter, Angestellte und die zu ihrer Berufs-
ausbildung Beschäftigten26. Eine besondere Bedin-
gung27 bestätigt mit geringfügigen Abweichungen, daß
auch die Vertrauensschadenversicherung den Begriff so
verstanden wissen will. Als ,,Ausgeschlossene Personen"
werden dort Mitglieder von Vorständen, Aufsichts-, Ver-
waltungs- und Beiräten, Geschäftsführer und persönlich
haftende Gesellschafter deklaratorisch benannt. Konsti-
tut iv wirkt  die Klausel beim Ausschluß von Famil ienange-
hörigen des VN und Gesellschaftern von Personenge-
sel lschaften, welche durchaus Arbeitnehmer sein kön-
nen.

Vorsicht iger als die ABCM 84 sind die 1959 neu gefaß-
ten28 ABV. Sie sind auf die ältere Form der Personenkau-
t ionsversicherung zurückzuführen, welche einzelne Mit-
arbeiter eines Unternehmens mit  herausragender Ver-
trauensstellung, wie z. B. Generalvertreter und Inkasso-
agenten, als VN zugunsten des Unternehmens abschlos-
sen, wei l  für ihre Tät igkeit  die Stel lung einer Kaut ionslei-
stung erforderlich war2e.

Ausgehend von diesem individuellen Ansatz versichern
die ABV Sen. S 2 nur im Versicherungsschein benannte
Mitarbeiter.  ÜOticn ist  dann eine Verwendung von Klau-
seln, die, ,Angestel l te" oder, ,Lohnempfänger" def inieren,
wobei teilweise auch noch nach Innen- und Außen-
dienst3o di f ferenziert  wird. Bei Einführung der Computer-
Mißbrauch-Versicherung im Jahr 1971 gab es noch nicht
so viele Computer.  Man wagte daher mit  der Versiche-
rung al ler Arbeitnehmer einen pauschaleren Ansatz bei
der Def ini t ion der Vertrauenspersonen.

Der Ansatz der ABV und auch der ABCM 84 ist anti-
quiert .  Moderne anglo-amerikanische Konzepte schl ie-
ßen bereits seit zwei Jahrzehnten pauschal alle Vertrau-
ensoersonen ein. Der US-amerikanische Vertrauens-
schadenversicherungsmarkt ist vergleichsweise riesig.
Aufgrund der viel höheren Mitarbeiterfluktuation und des
fehlenden Meldewesens ereignen sich in den USA häuf i-
ger größere Vertrauensschäden. Dennoch ist  das hier
dargestellte Risiko in den USA umfassender versichert.

men belassen zu können, war ein wesentl icher Vertr iebsaspekt
für die Schaffung der , ,Ausschnittsdeckung" der ABCM 84
(Bergeest aao [Fn. B] S. 178 f.) .  Diesem Zweck dient auch die
CMV-Kalusel Nr. 22 ,,Kombinierte Vertrauensschaden- und
Computer-Mißbrauch-Versicherung" VeTBAV 90, 184.

1B S 2 ABDM 90 VeTBAV 90, 436.
19 S 1 ABDM 90 VeTBAV 90, 435.
20 VeTBAV 90, 435.
21 VeTBAV 89, 85.
22 VeTBAV 89, 83 (85).
23 VeTBAV 89, 82.
24 VeTBAV 89, 83.
25 VeTBAV 89, 82.
26 So S5 Abs. 1 S. 1 ArbGG und $5 Abs. 1 BetrVG
27 Vsv-Klausel Nr. 7 VeTBAV 82, 77: CMV-Klausel Nr. 2 Ver-

BAV 89,  81 .
2 8  S .  F n . 8 .
29 Vgl. zur Personenkautionsversicherung (PKautV) grundsätzl ich

Bergeest aaO (Fn.8) S. 149 f.  Vgl. SS 1 und 2 ABV PKautV, in
der aktuel len Fassung veröffentl icht in VeTBAV 74,318.

30 Die den Vertrauensschadenversicherern gemeldeten Schäden
werden zu 80 o/o vom lnnendienst verursacht, s. oben Fn. 7.
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Der deutsche Weg der Ausschnittsdeckung ist kriminolo-
gisch falsch. Zukünftig sollten neben allen Arbeitneh-
mern unter Ausschluß der Gesellschafter oauschal alle
Geschäftsführer31, Vorstände32, Aufsichts-, Verwaltungs-
und Beirätess, Familienangehörigen von Unternehmens-
inhabern, die Arbeitnehmer sind, sowie Zeitarbeitskräf-
te3a eingeschlossen werden. Um die Vertragsverwaltung
zu vereinfachen, sollten neben den bereits beschäftigten
Vertrauenspersonen neu hinzukommende Vertrauens-
personen35 pauschal ohne namentliche Benennung ge-
gen nachträgliche Prämienanpassung eingeschlossen
werden. Lange und damit fehlerträchtige Nachträge kön-
nen so vermieden werden.

Neben den Vertrauenspersonen des VN werden regel-
mäßig auch die Vertrauenspersonen der Tochterunter-
nehmen in den Vertrag eingeschlossen. Der konzern-
rechtliche Begriff des Tochterunternehmens (vgl. g 290
HGB) fehl t  jedoch in den genehmigten Al lgemeinen und
Besonderen Bedingungen. Verwendung f indet ledigl ich
der Begriff der,,Betriebsstätte"36. Betriebsstätten werden
bereits als so risikoträchtig angesehen, daß ihr Einschluß
eine Benennung voraussetzt.  Eine pauschale Regelung
bezügl ich der Mitversicherung bestehender und des Ein-
schlusses später hinzukommender Tochterunternehmen
ist in der Praxis inzwischen unentbehrl ich geworden.
Heute sind bereits rd. 47 o/o der GmbH und 73 o/o der AG
zwei oder mehrstufig konzerniertsz.

2. Nicht identifizierbare Schadenstifter

Steht fest, daß eine Vertrauensperson den Schaden ver-
ursacht hat, ist aber unklar, welche, besteht kein Versi-
cherungsschutz3s. Der Versicherer besteht auf der Fest-
stellung des Namens, damit er gegen die Vertrauensper-
son regressieren kannge. Für einen Prämienzuschlag
wird hier oft die Klausel ,,Nicht identifizierbare Schaden-
stifter"4o vereinbart, welche allerdings den sonst in dieser
Sparte üblichen Diskretionsgrundsatz4l durchbricht und
eine Strafanzeige voraussetzt.

Für den VN ist darüber hinausgehend die ersatzlose
Streichung der Pf l icht zur Feststel lung des Namens wün-
schenswert. Das Kernproblem bleibt für den VN dabei,
den Nachweis eines Vermögensschadens zu führen,
welcher weder durch Dritte noch durch ein unaufklärba-
res Manko42, sondern nur durch nicht identifizierbare
Vertrauensoersonen verursacht worden sein kann. Als
Beweiserleichterung gilt dabei die höchstrichterliche
Rechtsprechung zum Anscheinsbeweis43. Dargelegt wer-
den muß hierzu nur ein Sachverhalt ,  der nach der Le-
benserfahrung auf einen zu bestimmenden typischen
Verlauf hinweist.  Der Zusammenhang zwischen dem
feststehenden Erfolg des Vermögensschadens und der
bestimmten Ursache wird dann als bewiesen anoese-
hen.

3. Vermögensschäden

Der Begriff des Vermögensschadens wird nicht definiert.
Die Vertrauensschadenversicherung gehört zur Kredit-
versicherung im weiteren Sinneaa. Sie ist eine Schadens-
versicherung i .  S. v.  $ 1 Abs. 1 VVG45. lm al lgemeinen
Schadensersatzrecht ist ein Vermögensschaden ausge-
hend von der Differenzhypothese gegeben, wenn der jet-
zige tatsächliche Wert des Vermögens geringer ist als
der Wert, den das Vermögen ohne das die Ersatzpflicht
begründende Ereignis haben würde46. Damit sind über
die Definition des Vermögensschadens in der Haftpflicht-
versicherungaz hinausgehend auch Sachschäden und
Personenfolgeschäden eingeschlossen. In der Scha-
densversicherung wird der allgemeine Begriff des Ver-
mögensschadens durch den Gegenstand der Versiche-
rung und die Ausschlüsse der jeweiligen Sparte einge-
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grenzt48. Aufwendungen für einen Personenschaden
sind ausgeschlossen4s

Die Versicherung von Sachschäden wird in der Vertrau-
ensschadenversicherung durch den Ausschluß von
Schäden beschränkt, , ,deren anderweit ige Versicherung
durch den Versicherungsnehmer übl ich und mögl ich

31 Bezüglich des Einschlusses von Organen jurist ischer Personen
exist ieren bei den genehmigten Klauseln zur Vertrauensscha-
den-(Computer-Mißbrauch-)Versicherung zur Zeft folgende Re-
gerungen:
- , ,Klausel tür den Einschluß von gesetzl ichen Vertretern von

Gese l lschaf ten"  (Nr .  11  VeTBAV 82,77 ,Nr .5  VeTBAV89,81) ;
versichert werden nur die Geschäfts{ührer in Verbindung mit
einer Untreueklausel (vgl.  dazu unten unter l l l  10);

- , ,Jurist ische-Personen-Klausel" (Nr. '12 VeTBAV 82, 77, Nr.6
VeTBAV 89, 81) bezüglich der gesetzl ichen Vertreter von juri-
st ischen Personen, welche selbst Vertrauenspersonen sind;
gemeint sein dürften: Vorstandsmitgl ieder (vgl.  $ 78 Abs. 1
AktG), Geschäftsführer (vgl.  $ 35 Abs. 1 GmbHG) etc. und
- da unklar - wohl auch Aufsichtsräte, welche die Gesell-
schaft gegenüber dem Vorstand bzw. der Geschäftsführung
, ,ver t re ten"  (vS l .$S 111 Abs.  1  und 112 Ak tG und S52 Abs.  1
GmbHG);

-,,Organmitgl ieder jur ist ischer Personen (Vorstandsmitgl ieder
einer AG, Geschäftsführer einer GmbH)" (Klausel Nr. 22 Ver-
BAV 82, 78) bezüglich des Risikos der Veruntreuung ohne
Ausschluß der Erfolgshaftung bei bloßer Kompetenzüber-
schreitung im Außenverhältnis (zu diesem Risiko s. unten un-
te r  l l l  10) l

3 2  S .  F n .  3 1 .
33 Für die Mitgl ieder von Kontrol lorganen und Zeitarbeitskräfte se-

hen die genehmigten Al lgemeinen und Besonderen Bedingun-
gen zur Zeit keinen Versicherungsschutz vor.

3 4  S .  F n . 3 3 .
35 Dies geschieht in der Praxis so oft durch die Klauseln ,,Ein-

schluß neuer Mitarbeiter bei Pauschalversicherung", daß sich
diese Klauseln für zukünft ige ,,Al lgemeine Bedingungen" qual i f i -
ziert haben (vgl.  Nr. 5 VerBA , 

- ' ,  77 und Nr. 5 a VeTBAV 90,
1 83).

36 Vgl. die Klausel , ,Einschluß neuer Mitarbeiter bei Pauschalversi-
cherung für Betr iebe mit mehreren Betr iebsstätten" (Nr. 5 a Ver-
B A V 9 0 , 1 B 3 ) .

37 Görling, Die Verbreitung zwei- und mehrstufiger Unternehmens-
verbindungen AG 93, 538 (543 und 547).

38 Vgl. S 1 S. 2 ABV VeTBAV 74,315 f.  und $ 1 S. 2 ABCM 84 Ver-
BAV 81,  402.

39  Zum Regreß vg l .  $8  Abs .2  ABV VerBAV74,315{ .  bzw.  gB
Abs. 2 ABCM 84 VeTBAV 84, 403.

40 VSV-Klausel Nr.28 VerBAV89, 80 bzw. CMV-Klausel Nr. 14
VeTBAV 89, 82.

41 Vgl. zur Entbehrl ichkeit einer Slrafanzeige ausdrückl ich g 3
Abs. 2 c ABV. Der VN ,,sol l"  sich hier gar vor Erstattung einer
Strafanzeige mit dem Versicherer ins Benehmen selzen- Der
Versicherer möchte emotionale Überreaktionen des VN zugun-
sten einer erfolgreichen Regreßführung vorbeugen. Eine Lohn-
pfändung setzt eine Arbeitsstel le voraus. Ein Eintrag im pol izei l i -
chen Führungszeugnis ist hier hinderl ich.

42 Der Etsatz von Schwund, Verderb bzw. unerklärbaren Inventur-
dif ferenzen fäl l t  nicht unter den Gegenstand der Versicherung.
Die entsprechenden Klauseln sind deklaratorisch (vgl.  insoweit
die oben in Fn. 40 angeführten Klauseln zum ,,Nicht identi f izier-
baren Schadensti f ter" und die VSV-Klauseln Nr. 2 und 3 Ver-
BAV 82, 76).

43 ,,GeschäftsplanmäBige Erklärung zur Klausel 14" (VerBAV89,
82).

44 Ygl. zu dieser Einordnung in das System der Versicherungs-
zweige ausführl ich Bergeest aaO (Fn. 8) S. 11 bis 25.

45 Bergeest aaO (Fn. 8) S. 1 1.
46 Palandt/Heinrichts, BGB 52. Aufl. Vorbem. vor $ 249 Rdn. 8.
47 ln der Haftpf l ichtversicherung sind Vermögensschäden Schä-

den, die weder Personen- noch Sachschäden sind, noch sich
aus solchen Schäden herleiten; vgl.  z. B. S 1 Abs. 1 S. 2 Al lge-
meine Versicherungsbedingungen zur Haftpf l ichtversicherung
für Vermögensschäden VeTBAV 89, 347 .

48 BrucUMöller, VVG 8. Aufl. $ 1 Anm.27.
49 S 4 Abs. 4 ABV VeTBAV 74, 315 f.  Der Ausschluß ist deklarato-

r isch, da es sich um Kosten handelt.  Es l iegt keine unmittelbare
Verursachung vor. Zum Erfordernis der Unmittelbarkeit  vql.  un-
ten unter l l l  5.
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ist"so. Beispielsweise sind dies ,,Versicherungen gegen
Schäden durch Feuer, Wasser und/oder Einbruch-Dieb-
stahl"sl oder eine Elektronikversicherung52. Bei den ,,üb-
l ichen" Versicherungen gegen diese Schäden ist  ein Ver-
trauensbruch nicht das pr imär versicherte Risiko. Als
, ,anderweit ige Versicherungen" sind hier nicht die ABV
oder die ABCM 84 gemeint53.

Dem Versicherer obl iegt die Beweislast bezügl ich der
Ausschlußtatbestände und somit  auch der . .Ubl ichkeit"
und,,Mögl ichkeit"  dieser anderweit igen Versicherung.
Eine enumerative Aufzählung derjenigen Sachbeschädi-
gungsvorgänge, die typischerweise mit den Tatbestän-
den des Vertrauensbruchs einhergehen, wäre hier eine
Alternative, deren Entwicklung zeitintensiv ist und die
mehr Vertragssicherheit erzeugen würde. Andererseits
würde dadurch die l l lusion einer umfassenden Sachbe-
schädigungsanschlußdeckung genommen.

Vermögensschäden im Sinne der Vertrauensschaden-
versicherung sind also

- ausgehend von der oben angeführten Differenzhypo-
these zu def inieren,

- keine Aufwendungen für Personenschäden,
- keine Sachschäden, deren anderweit ige Versicherung

durch den VN übl ich und mögl ich ist ,
-  eingegrenzt durch die sonst igen Voraussetzungen,

die den Gegenstand der Versicherung umschreiben
oder im Ausschlußkatalog aufgeführt werden.

4. Gesetzliche Bestimmunoen über unerlaubte
Handlungen

Zur Frage, welche Schadensersatzansprüche aus den
gesetzl ichen Best immungen über unerlaubte Handlun-
gen im Rahmen der pr imären und sekundären Risikobe-
grenzungen erfaßt sind, liegt keine umfassende Veröf-
fent l ichung vor54. Folgl ich exist ieren auch keine brauch-
baren Vergleiche zu den auf benannten unerlaubten
Handlungen aufbauenden anglo-amerikanischen Bedin-
gungen. Als gesetzl iche Best immungen kommen hier vor
allem in Betracht:

-  S 823 Abs. 1 BGB,
- S 823 Abs. 2 BGB i .  V. m. den SS 242 f f .  (Diebstahl

und Unterschlagung),  249 f f .  (Raub und Erpressung),
263 ff. (Betrug und Untreue), 272 bis 274 (spezielle
Formen der Urkundenfälschung) und 303 f f  .  (Sachbe-
schädigung)StGB sowie

-  ss  826,  827 S.2  BGB.

Bei den sonst igen unerlaubten Handlungen innerhalb
und außerhalb der $$ 823 bis 853 BGB55 fehlt  es in der
Regel an der Unmittelbarkeit der Schadensverursa-
chung, dem Vorsatz, dem Vermögensschaden oder dem
Bezug zum Verhältnis zwischen der VN und der Vertrau-
ensperson.

5. Unmittelbare Verursachung des Schadens

Bei den ABV, ABCM 84 und ABDM 90 muß der Schaden
unmittelbarso verursachtsT worden sein. Nicht gedeckt
sind also z.  B. entgangener Gewinn, Zinsverlust,  Verlust
von Geschäftsgeheimnissen, die Verletzung geistigen Ei-
gentums oder die Kosten der Geltendmachung des Er-
satzanspruchs gegen die Vertrauensperson. Bei einer
Begünstigung oder Hehlereise fehlt es ebenfalls an der
Unmittelbarkeit ,  da hier die unmittelbare Verursacnunq
durch die Vortat erfolot.

q n l

6. Versicherungssumme - Umfang des Versicherungs-
schutzes - Serlenschadenregelung

Die Versicherungssumme wird einfach zur Verlügung
gestellt und mindert sich mit der Entdeckung eines Versi-
cherungsfalls für die weiteren Schäden um den Betrag
der Entschädigung5s.

Dokumentiert wird der Betrag der Versicherungssumme
oft mit dem Zusatz ,,pro Person und insgesamt". Denk-
bar, ab.:i unzutreffend wäre eine Argumentation, wonach
die Versicherungssumme ,,insgesamt" nur einfach maxi-
miert tür die Vertragslaufzeit zur Verfügung gestellt wird.
Daß dies vielmehr jewei ls für die Versicherungsperiode
gi l t ,  ergibt s ich aus den entsprechend den SS95, 112
und 119 VVG gefaßten Formul ierungen der Al lgemeinen
Bedingungen60.

Es besteht die Möglichkeit einer Vereinbarung der sofor-
tigen UJiederauffüllung für neu verursachte Schäden ge-
gen antei i ige Prämienzahlungol,  die durch Besondere
Bedingung als Option des VN oder häufig auch als Auto-
matismus ausgestaltet wird62.

Einen Selbstbehalt  sehen erstmal iq die ABDM 90 vor63.
Überwiegend werden keine oder se-hr niedrige Selbstbe-
halte und am Bagatellschaden orientierte Versicherungs-
summen vereinbart. Der Vertrauensschadenversicherer
übernimmt dann den unangenehmen Kleinschadensre-
greß und läßt den an mögl ichst niedr igen Prämien inter-
essierten VN beim Großschaden ungeschützt.

Erstaunl ich ist ,  daß eine Serienschadensregelung fehlt .
Hier geht es um den typischen Großschaden. Häuf ig ver-
ursachen Mitarbeiter über einen Zeitraum von mehreren
Jahren Vermögensschäden. Zum Teil ist das Problem
des Serienschadens in der Regelung der zwei jähr igen
Nachmeldefrist gelöst. Sie ist als Ausschluß formuliert
und erfaßt Schäden, ,,die später als zwei Jahre nach ih-
rer Verursachung dem Versicherer gemeldet werden"64.
Theoretisch verbleiben aber auch dann noch maximal
die Versicherungssummen von drei  Jahren, welche für
einen Serienschaden fällig werden könnten0s.

5 0  S 4  A b s . 5  A B V  V e r B A V 7 4 , 3 1 5 f . ;  g 4  A b s . 4  A B C M 8 4  V e r -
BAV 84,402.

51 S 4 Abs.4 ABCM 84 VeTBAV 84,401 t.
52  Vor läu fer  war  d ie  in  g l  Nr .2  ABCM84 (VerBAV8l ,402)  ge-

nannte Schwachstromanlagenversicherung.
53 Bergeesf aaO (Fn. 8).
54 Einen kurzen Uberbl ick gibt Bergeest aao (Fn. 8) S. 85 bis 87.
55 Vgl. hierzu Palandt/Heinrichs aaO (Fn. a6) Einf. vor g 823 Rdn. 1

b is  3 .
5 6  $ 4  A b s . 3  A B V  V e r B A V 7 4 , 3 1 5  f . ;  g 1  S .  1  u n d  N r .  1  u n d  g 4

Abs.3 ABCM 84 VeTBAV 84, 402; gg 1 und 4 Abs.4 ABDM 90
VeTBAV 90, 435 f.

57 Zur Bestimmung des maßgeblichen Zeitpunkts der Verursa-
chung s. unten unter l l l  7.

58 S 823 Abs. 2 BGB i.  V. m. S 257 odet S 259 StcB.
5 9  S 3 A b s . 1  S . 2 A B V  V e r B A V 7 4 , 3 1 5 f . ;  g 3  A b s . 1  S . 2  A B C M 8 4

VeTBAV 84,402; g 3 Abs. 2 S. 2 ABDM 90 VeTBAV 90, 436.
6 0  $ 3 A b s . 1  S . 3 A B V V e r B A V 7 4 , 3 1 5  f . ;  g 3 A b s . 1  S . 3 A B C M S 4 ,

VeTBAV 84, 402; $ 3 Abs. 2 S. 3 ABDM 90 VeTBAV 90, 436.
6 1  $ 3 A b s .  1  S . 4 A B V V e r B A V 7 4 , 3 1 5 f . ;  g 3 A b s .  1  S . 4 A B C M 8 4

VeTBAV 84,402; S 3 Abs. 2 S. 4 ABDM 90 VeTBAV 90, 436.
62 VSV-Klausel Nr.29 VerBAV89, 80; CMV-Klausel Nr. 15 Ver-

BAV 89, 8 t .
63 S 3 Abs. 1 ABDM 90 VeTBAV 90, 436.
64 S 4 Abs. 2 ABV VeTBAV 74, 315 f. ;  g 4 Abs. 2 ABCM 84 Ver-

BAV 84, 402 sowie $ 4 Abs. 3 ABDM 90 VeTBAV 90, 436.
65 Ein Beispiel:  Pro Quartal veruntreut ein Mitarbeiter 500 000 DM

über einen Zeitraum von drei Jahren, insgesamt also 6 Mio. DM.
Die Versicherungssumme beträgt 1 Mio. DM. Die Versicherung
beginnt im Zeitpunkt der ersten Veruntreuung- Der Schaden
wird zweieinhalb Jahre nach Versicherungsbeginn entdeckt.
Der VN kann den Ersalz von insgesamt 3 Mio. DM verlangen:
1 Mio. DM für die Quartale I  und l l  des dri t ten Versicherungsjah-
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Die Versicherer argumentierten hier mit  Hinweis auf $ 3
Abs. 1 ABV, daß nur einmal die Versicherungssumme
des Jahres der Entdeckung zur Verfügung gestel l t  wer-
den müßte. Dort  ist  aber ledigl ich geregelt ,  daß sich die
Versicherungssumme mit  der Entdeckung eines Ver-
sicherungsfal ls für al le weiteren Schäden um den Be-
trag der Entschädigung vermindert .  Diese Argumentat ion
wurde daher höchstrichterlich verworfen66.
In den Versicherungsscheinen könnte die einfache Maxi-
mierung der Versicherungssumme für diese Art  von Se-
r ienschäden mit  der zuvor erwähnten Formul ierung , ,pro
Person und insgesamt" vereinbart  sein. Diese Auslegung
der unklaren Formul ierung steht jedoch im Widerspruch
zu den Al lgemeinen Bedingungen, die nach einem Versi-
cherungsfal l  die Versicherungssumme zu Beginn der
nächsten Versicherungsperiode wieder in der ursprüngl i -
chen Höhe zur Verfügung stel len6T. Für den Versicherer
bleibt nur die Mögl ichkeit ,  eine Tateinheit  im Sinne des
Strafrechts nachzuweisen und somit  die Gl ieder der
Handlungskette zu einem einzigen Versicherungsfal l  zu-
sammenzuf ügen68.

7. Zeitliche Bestimmung des Versicherungsschutzes
Versichert sind Schäden, die während des versicherten
Zeitraumes verursacht werden6e. Mangels einer Best im-
mung des maßgebl ichen Zeitpunkts der Verursachungzo
sind die Fäl le unklar,  in denen die Vorberei tungshand-
lung vor Versicherungsbeginn lag oder die Vermögens-
minderung nach Versicherungsablauf eintrat.  Nach Be-
l ieben könnten hier die Versicherer argumentieren, daß
die , ,Verursachung" außerhalb des versicherten Zeitrau-
mes erfolgte.

Da die Versicherungsprämie für den Schutz des Vermö-
gens entrichtet wird, dürfte eine Deckungszusage kaum
erfolgreich mit  dem überraschenden Hinweis auf eine
Vorberei tungshandlung vor Versicherungsbeginn verwei-
gert  werden können. Die Vorberei tungshandung ist  nur
für die Prüfung der Strafbarkeit des Versuchs und des
strafbefreienden Rücktritts relevant. Aus Gründen der
Vertragssicherheit sollte bei den ABV vereinbart werden,
daß maßgebl ich für die Verursachung der Zeitpunkt des
Eintritts des Vermögensschadens ist.
Es gi l t  e ine Nachmeldefr ist  von zwei JahrenTt.  Vereinbart
werden kann auch eine RückwärtsklauselT2 für Versiche-
rungsfälle, die nach Eingang des Antrags bekanntwer-
den und nach Versicherungsbeginn eintraten. Dies setzt
eine Rückdat ierung des Versicherungsbeginns voraus.
Durch eine andere KlauselT3 kann die oben angeführte
zweijährige Nachhaftungs- und Ausschlußfrist auf drei
Jahre verlängert werden.

A. Örtlicher Geltungsbereich

Der ört l iche Geltungsbereich ist  auf die Bundesrepubl ik
Deutschland begtenzlT4. Die deutsche Ausfuhr an Waren
und Dienst leistungen erreichte 1992 einen Wert von
928 500 000 000 DM75. Regelmäßig muß daher die Dek-
kung durch Vereinbarung einer entsprechenden Klau-
sel76 auf benannte andere Länder oder einen weltweiten
Geltungsbereich erweitert werden.

Dabei s ind drei  weitere Probleme zu lösen: Neben einer
WährungsklauselTT ist  die Regelung des S 6 Abs. 1 ABV
bzw. ABCM 84 bezügl ich der Obl iegenheiten bei der Ein-
stellung von Vertrauenspersonen, wonach ein lückenlo-
ser Tätigkeitsnachweis für die letzten drei Jahre und
Rückfragen bei den Vorarbeitgebern erforderlich sind,
auf die landesübliche Sorgfalt zu begrenzen. Drittens
sollte für den Versicherungsvertrag und Versicherungs-
fal l  das Recht der Bundesrepubl ik Deutschland verein-
bart werden. Die Diskussion der Fraqe. ob eine vorsätzli-
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che, unerlaubte und zum Ersatz eines Vermögensscha-
dens verpf l ichtende Handlung nach ausländischem
Recht gegeben ist ,  kann so vermieden werden. Da in an-
deren Sparten oft  eine Versicherung der Haftung nach
ausländischem Recht geboten wird, ist  eine solche Re-
gelung bei den auf das Recht der unerlaubten Handlunq
abstellenden ABV erforderlich.

9. Obliegenheiten

Neben der üblichen Pflicht zur Anzeige des Versiche-
rungsfal lszs sind hier die Obl iegenheiten bei der Einstel-
lung einer Vertrauensperson zu erwähnen. Die Vertrau-
ensperson ist  mit  der Sorgfal t  eines ordent l ichen Kauf-
manns auf ihre Vertrauenswürdigkeit  zu prüfen. Ein lük-
kenloser Tätigkeitsnachweis für die letzten drei Jahre
und Zeugnisse oder Rückfragen bei den Vorarbeitgebern
sollen die Vertrauenswürdigkeit bestätigen7s.

Eine Verletzung dieser Obl iegenheiten führt  nach g 6
VVG zur Leistungsfreiheit des Versichererseo.

Gem. $ 6 Abs. 2 VVG setzt dies bei einer Obl iegenheit ,
die zum Zweck der Verhütung einer Gefahrerhöhung zu
erfül len ist ,  voraus, daß die Verletzung Einf luß auf den
Eintr i t t  des Versicherungsfal ls oder die Höhe des Vermö-
gensschadens hat.

res, mangels höherer Versicherungssumme nur 1 Mio. DM für
das zweite Versicherungsjahr und 1 Mio. DM für die euartale l l l
und lV des ersten Versicherungsjahres (vgl.  Fn.60 und 64).

66 S 3 Abs. 1 ABV (VerBAV 74, 315 f.)  regelt nicht das Schicksal
von vor der Entdeckung verursachten weiteren Schäden (zulelzt
OLG Hamm VersR 93, 221 12221 und zum entsprechenden g 4
Abs.3 der Eigenschadenversicherung von Sparkassen BGH
VersR 91 , 417 14191). Gleiches git t  für die paral lelen Regelun-
gen $ 3 Abs. 1 ABCM 84 (VerBAV 84, 402) und g 3 Abs.2 S.2
ABDM 90 (VerBAV 90, 436).

6 7  S .  F n . 6 0 .
68 Der Entscheidung des BGH vom 23. 1. 1991 (VersR 91, 417)lag

ein solcher Fal l  von Tateinheit zugrunde. Der Versicherer hatte
hier erfolglos versucht, bei 56 in Tateinheit stehenden Scha-
densfäl len jeweils einen Selbstbehalt von 3000 DM abzuziehen.
Zur Anerkennung der Tateinheit als Möglichkeit,  einen Serien-
schaden auf die Versicherungssumme eines Jahres zu begren-
zen, bejahend OLG Hamm VersR 93, 221 (223\.

69 Vgl. S 1 S. 1 ABV VeTBAV 74, 315: , , .  .  .Schäden . .  . ,  die von
Vertrauenspersonen während ihres Einschlusses in die Versi-
cherung verursacht werden . .  ." ;  S 1 S. 1 ABCM 84 VeTBAV 84,
4O2 und S 1 ABDM 90 VeTBAV 90, 435: ,,. . . Vermöoensschä-
den, die während der Dauer des Vertrages .. .  verurjacht wer-
d e n . . . "

70 Dies gi l t  für die ABV. Für Tei lbereiche in g 4 Abs. 2 ABCM 94
(VerBAV 84, 401 f.)  und insgesamt für die ABDM 90 in g 4
Abs. 3 (VerBAV 90, 436) ist als maßgebticher Zeitpunkt der Ver-
ursachung der Tag bestimmt, an dem der jeweil ige manipul ierte
Maschinendurchlauf beendet ist.

7 1  S .  F n . 6 4 .
72 VSV-Klausel Nr.9 VeTBAV 82, 77; CMV-Klausel Nr.4 Ver-

BAV 89,  81 .
73  VSV-K lause l  Nr .34  VerBAVBg,  81 ;  CMV-Klauset  Nr .21  Ver -

BAV 89, 82-
7 4  S 4  A b s . 6  A B V  V e r B A V 7 4 , 3 1 5 f . ;  S 3  A b s . 3  A B C M 8 4  V e r -

BAV 84, a02; S 3 Abs. 3 ABDM 90 VeTBAV 90, 436.
75 Statist isches Bundesamt (Hrsg.),  Stat ist isches Jahrbuch 1999

für die Bundesrepublik Deutschland S. 694 Zff i  .  24. ' t1.
76 ,,Auslandsdeckung"; VSV-Klausel Nr.30 VerBAV89, B0: CMV-

Klausel Nr. 16 VeTBAV 89, 81 .
77 Auch bei nationalen Risiken fehlt  eine Regelung bezüglich der

Bestimmung der Höhe der Ersatzleistung des Versicherers bei
Verlust von Fremdwährungen, Rohstoffen sowie börsennotier-
ten und anderen Vermögenswerten als Geld.

78  SO Abs.  1  b  ABV VerBAV74,  315f . ;  S6  Abs.  1  b  ABCM84 Ver -
BAV 84, 403; $ 5 Abs. 1 ABDM 90 VeTBAV 90, 436.

79  $6  Abs.1  a  ABV VerBAV74,315f . ;  g6  Abs .1  a  ABCM84 Ver -
BAV 84, 403.

80 $ 6 Abs.2 ABV VeTBAV 74, 315 f. ;  S 6 Abs. 2 ABCM 84 Ver-
BAV 84, 403; $ 5 Abs. 3 ABDM 90 VeTBAV 90, 436.



VersR 1994 HeII 22

Prakt isch sind hier zwei Fäl le relevant,  in denen die sorg-
fäl t ige Überprüfung hätte ergeben müssen, daß die Ver-
trauensperson in der Vergangenheit
-  berei ts ensprechende Vorschäden verursacht (vgl .

zum entsprechenden Ausschluß sogleich unter l l l  10)
ooer

- eine eidesstatt l iche Versicherung gem. den SS 899 f f .
ZPO abgegebensl bzw. sonst ige erhebl iche Zahlungs-
schwierigkeiten hatte.

70. Aussch/üsse

Ab dem Zeitpunkt,  in dem der VN erfährt ,  daß eine
Vertrauensperson Tatbestände i .  S. d.  S 1 in seinen
Diensten oder im Verhältnis zu Drl t ten verwirkl icht hat,
entfällt der Versicherungsschutz für von dieser Person
danach verursachte Schäden. Dieser Ausschluß ist  in
den ABV und den ABCM 84 jewei ls doppelts2 vorhanden.
Bei Hinzurechnung der im vorangegangenen Abschnit t
dargestellten Obliegenheit ist dieses Problem insgesamt
sechsmal innerhalb der Al lgemeinen Bedingungen gere-
gelt83.

Der Ausschluß ist  zu weitgehend, da er unabhängig von
der Höhe des Vorschadens eingrei f t .  Die Deckungszusa-
ge für einen Schaden in Mi l l ionenhöhe könnte so bei-
spielsweise versagt werden, weil dem VN bekannt war,
daß die Vertrauensperson beim ehemaligen Arbeitgeber
aufgrund eines Diebstahls geringwert iger Güter gekün-
digt worden war84.

Weiterhin sind Schäden ausgeschlossen, die
- ohne Rücksicht auf die Kenntnis vom jewei l igen Scha-

densfallss später als zwei Jahre nach ihrer Verursa-
chung dem Versicherer gemeldet werden86,

- die mit telbar verursacht wurden (s.  oben unter l l l  5)
ooer

- durch Aufwendungen für einen Personenschaden
(s. oben unter l l l  3)87 entstehen,

- deren anderweit ige Versicherung durch den VN übl ich
und mögl ich ist  (s.  oben unter l l l  3)88,

- die außerhalb der Bundesrepubl ik Deutschland
(s .  oben un ter  l l lS ) ,

- durch Krieg, höhere Gewalt etc.8s oder
- durch Personen verursacht werden, die im Rahmen

eines EDV-Dienst-, Wartungs- oder sontigen EDV-
Werkvertrages tätig warenso.

Der wicht ige Ausschluß der Untreue in der Form des blo-
ßen Mißbrauchs ($ 823 Abs.2 BGB i .  V. m. $ 266 Abs. 1
Alt .  1 StGB) fehl t  jedoch in den Al lgemeinen Bedingun-
gen. Beim Mißbrauchstatbestand begründet die Vertrau-
ensperson im Außenverhältnis zu Lasten des VN eine
Verpflichtung oder trifft eine Verfügung, überschreitet
dabei die internen Kompetenzen und verursacht einen
Vermögensschaden. Eine Bereicherung der Vertrauens-
person oder eines Dritten ist dabei nicht Voraussetzung.
Spekuliert beispielsweise eine Vertrauensperson und
überschreitet die internen Vollmachten, um das Vermö-
gen der VN zu vergrößern, kann diese einen daraus re-
sultierenden Vermögensschaden auf den Vertrauens-
schadenversicherer abwälzenel . Daß dieser das unter-
nehmerische Risiko nicht versichern wol l te,  ist  mangels
Vereinbarung der sogenannten,,Untreueklausel"e2 uner-
hebl ich.

Diese Lücke im Ausschlußkatalog wird in ihren prakti-
schen Auswirkungen jedoch durch drei Faktoren redu-
ziert'. die marktübliche Vereinbarung niedriger Dek-
kungssummen, den regelmäßig fehlenden Einschluß der
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Unternehmenslei ter und die Unkenntnis der VN vom
bestehenden Versicherungsschutz gegen unternehmeri-
sches Risiko. Soweit Unternehmensleiter als Vertrauens-
personen eingeschlossen werden, wird dies zuireffend
mit der . .Untreueklausel" verbundene3.

1 1. Rechtsübergang

Neben dem klarstel lenden Hinweisga auf den Übergang
der Schadensersatzforderung des VN gegen die Vertrau-
ensperson oder einen anderen Dritten gem. $ 67 VVG
und der Vereinbarung der Pf l icht zur Ubertragung nicht
gem. S 401 BGB übergehender Sicherungsrechtees ver-
zichten die ABV auf die Geltendmachung von Schadens-
ersatzansprüchen gegen alle für den VN tätigen Perso-
nen, die fahr lässig an der Entstehung des Schadens mit-
gewirkt  habens6. Auch Organe sind , , tät ige Personen".

Ein solcher Regreßverzicht ist bemerkenswert. Der VN
zahlt  die Prämie, um sich vor den für ihn tät igen Perso-
nen zu schützen. Diese sind nicht Begünstigte des Ver-
trages, sondern , ,Dri t te" im Sinne der Regreßnorm des
S 67 VVG. Der Regreßverzicht ist praktisch jedoch kaum
relevant,  da arbeitsrecht l ich al lenfal ls Organe ein nen-
nenswertes Haftungsrisiko gegenüber dem VN tragen.
lhre fahrlässige Mitverursachung von Vertrauensschä-
den kann insbesondere in einem Organisat ions- oder
Kontrol lverschulden l iegen.

ln den ABCM 84 und den ABDM 90 fehlt  ein solcher Re-
greßverzicht.  Die ABDM 90 enthalten in $ 12 ledigl ich die
Regelung des $ 61 VVG, wonach die vorsätzl iche oder
grob fahr lässige Herbeiführung des Versicherungsfal ls
durch den VN zur Leistunosfreiheit  des Versicherers
f ührt .

81 Vg l .  OLG Kö ln  vom 9 .6 .  1988 ( r+s89,236)  zur  verhü l l ten  Ob-
l iegenheit bei besonderer Vereinbarung der Leistungsfreiheit
des Versicherers ab Kenntnis des VN von der Uberschuldung
der Vertrauensperson.

82  SS4 Abs.  l  und  5  Abs .2b  ABV VerBAV74,315 f . ;  SS4 Abs.  1
und 5 Abs. 2 b VeTBAV 84, 402.

83  S.  oben Fn.79  und 82 .
84  BAG NJWBS,  1852 (69 ,29DM);  AP Nr . '14  zu  S626 BGB

(0,35 RM); LAG Hamm D877, 2002 (kein Recht zur außeror-
dentl ichen Kündigung bei der Entwendung von beispielsweise
fünf Zigaretten, einem Radiergummi oder einem Bleist i f t) .

85 OLG Köln VersR 86, 963 (964).
8 6  S .  F n . 6 4 .
87  S.  auch Fn.49 .
88  S.  auch Fn.50 .
8 9  $ 4  A b s . 7  A B V  V e r B A V 7 4 , 3 1 5 f . ;  $ 4  A b s . 5  A B C M 8 4  V e r -

BAV 84, 402; $ 4 Abs. 5 ABDM 90 VeTBAV 90, 436.
90 $ 4 Abs. 1 ABDM 90 VeTBAV 90, 436. Wenn sowohl Vertrauens-

personen als auch außenstehende Drit te versicherbar sind,
müßte erst recht hier Versicherungsschutz geboten werden kön-
nen, zumal der Vertragspartner des EDV-Dienst-,  Wartungs-
oder sonstigen EDV-Werkvertrages eine zusätzliche Möglichkeit
zum Regreß bietet.

91 Beispiele aus der durch Schäden bereits vor Jahren klug gewor-
denen anglo-amerikanischen Versicherungspraxis, die sich seit-
her mit , , trading-exclusions" und den Voraussetzungen des ,, f i -
nancial benefi t" oder , , improper personal gain tor the employee"
schützt, nennt Bergeest (aaO [Fn.8] S.94) mit Beträgen von
5000000 t  und 10800000 US-$  und reg t  d ie  Ergänzung der
Allgemeinen Bedingungen um einen entsprechenden Aus-
schluß an (ebenda S. 96).

92 VSV-Klausel Nr. 1 VeTBAV 82. 76: CMV-Klausel Nr. 1 Ver-
BAV 89,  81 .

93 Vgl. oben Fn. 31, insbesondere VSV-Klausel Nr. 1 1 VeTBAV 82,
77 und CMV-Klausel Nr. 5 VeTBAV 89, 81 .

94 Zur PKautV BGHZ 33, 96 = VersR 60,724. Die Vertrauensper-
son ist hier Dritter i. S. d. S 67 VVG; vgl. grundsätzlich Prölss,/
Mart in, YVG 25. Aufl .  1992 S 67 Anm. 3 b.

9 5  S B  A b s . 2  A B V  V e r B A V 7 4 , 3 1 5 f . ;  S B  A b s . 2  A B C M 8 4  V e r -
BAV 84, 403; S 7 Abs. 2 ABDM 90 VeTBAV 90, 437.

96 S 3 Abs. 2 b ABV VeTBAV 74, 315 t.
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lV. Zusammenfassung

Umfassender Versicherungsschutz basiert auf der Kom-
bination der ABV mit den ABDM 90. Letztere sind mit
den ABCM 84 und diese wiederum mit  der Klausel , ,Nicht
identifizierbare Schadenstifter" zu verbinden (s. oben un-
ter l l  4 und l l l  2).

Durch Besondere Bedingungen sollten folgende Berei-
che ergänzend geregelt werden:

- Alle Vertauenspersonen sollten pauschal versichert
sein (s.  oben unter l l l  1)s7 und nicht nur im Wege der
kriminologisch unzutreffenden Ausschnittsdeckung
Personen, denen nicht vertraut wird.

-  Der oauschale Einschluß al ler Tochterunternehmen
sol l te vereinbart  werden und nicht der Einschluß
namentlich zu dokumentierender Betriebsstätten
(s .  oben un ter  l l l  1 ) .

-  Der für die Verursachung maßgebl iche Zeitpunkt
(s.  oben unter l l l  7) ist  zu best immen.

Kleinere Beiträge

Die,,programmierte Geburt" aus haftungsrecht-
l icher Sicht
Prof. Georg Gaisbauer, Braunau am lnn

l. Begriff

Unter einer , ,programmierten Geburt" l  wird die -  ent-
sprechend dem errechneten Geburtstermin - für einen
best immten Zeitpunkt geplante und unter Bezugnahme
auf den tatsächlichen Schwangerschaftsstatus (ein-
schließlich der Fruchtreife) zu einem - auch perso-
nell - optimalen Zeitpunkt eingeleitete Geburt verstan-
den2. Es handelt sich also um eine zum festgesetzten
Termin eingeleitete, medikamentös gesteuerte und routi-
nemäßig durch Vakuumextraktion beendete Entbin-
dungs.

Die ,,programmierte Geburt" ist streng zu trennen von
der Geburtseinlei tung bei Vorl iegen von medizinischen
lndikat ionen; diese wird hier nicht behandelt .

ll. Zulässigkeit

7. Allgemeines

Die Geburtseinlei tung am Termin ohne Gefährdungszei-
chen für Mutter oder Kind bei zervikaler Reife -  sohin
ohne medizinische Indikat ion -  ist  nicht unumstr i t ten,
hat aber als ,,programmierte Geburt" eine gewisse Ver-
breitung erfahren. Die Befürworter führen organisatori-
sche und medizinische Vortei le (geplante Aufnahme zur
Entbindung, Regelung der famil iären und beruf l ichen
Verpflichtungen, Vermeidung von Gefahren infolge Ter-
minüberschrei tung) an, während die Kri t iker vor al lem
den nicht zwingend notwendigen - und daher nicht
statthaften - Eingriff in einen natÜrlichen Ablauf heraus-
stellen4.

Die gezielte aktive Geburtseinleitung kann in erster Linie
dazu dienen, organisatorische Engpässe (2. B. an Wo-
chenenden und Feiertagen) zu überbrücken sowie die
Erwartungsangst der Mutter vor einem überraschenden
Geburtsbeginn zu minderns.

2. Voraussetzungen für die Zulässigkeit

a) Diese Entbindungsmethode als solche ist bei Vorlie-
gen bestimmter Voraussetzungen grundsätzlich als zu-

VersR 1994 HetI 22

- Eine Serienschadensklausel vermeidet spätere Kon-
f l ikte bei der Schadensregul ierung (s.  oben unter
ilr 6).

- Bei internationalen Risiken ist (s. oben unter ll l 8)
etne
- entsprechende Erweiterung des Geltungsbereichs,
-  Anpassung der Obl iegenheiten bei der Einstel lung

sowre
- Währungsklausel und
- die Geltung deutschen Rechts für die Beurtei lung

der Haftungsfrage

zu vereinbaren.

Ein einheit l iches Al lgemeines Bedingungswerk, das die
zuvor genannten Regelungen enthält, wäre die bessere
Lösung.

97 S.  auch Fn.31  b is  36 .

lässig anzusehen, was andererseits nicht ausschließt,
daß es im Rahmen der , ,programmierten Geburt"  zu Be-
handlungsfehlerno kommen kann7. Auch von der Recht-
sprechung wird die Einlei tung der Geburt  ohne medizini-
sche Notwendigkeit ,  also die , ,programmierte Geburt" ,
für statthaft gehalten, hat aber das Vorliegen verschiede-
ner Kri ter ien zur Voraussetzung, aus denen sich die Ge-
burtsreife der Schwangeren ergibt; diese Kriterien betref-
fen zum überwiegenden Tei l  den Zustand und die Lage
des Gebärmutterhalsess. Die vorzeitige Einleitung einer
Geburt stel l t  e inen Behandlungsfehler dar,  wenn die Ge-
burtsreife noch nicht gegeben iste.

b) Das medizinische Schrifttum verlangt das Vorliegen
folgender Voraussetzungen: Aufklärung der Schwange-
ren und ihr f reier Entschluß zur Terminierung der Geburt ;
die durch die geforderten Schwangerschaftskontrollen
und die Ultraschal.ldiagnostik gesicherte Erreichung des
Geburtstermins; Ubereinst immung al ler Befunde, daß
das Kind reif ist; Bestimmung der Geburtsreife der Zervix
mittels Pelvic-Score und der Nachweis mehrerer präpar-
taler normaler Kardiotokogramme (CTG) (Pelvic-Score
mehr als neun Punkte); Wehenbereitschaft; Schädella-
ge, Kopf in das Becken eingetreten; unauffälliges, ante-
partales CTG; Ausschluß von Kontraindikat ionenl0.

1 Synonyme: terminierte Geburt,  elekt ive Geburtseinleitung;
neuerdings beschönigend:,, terminoptimierte Geburt".

2 Vgl. Roche in Lexikon der Medizin 3. Aufl .  1993 S. 605.
3 Pschyrembel Wörterbuch der Gynäkologie und Geburtshilfe

1 9 8 7  S . 8 8 .
4 Ygl. Pschyrembel/Dudenhausen, Praktische Geburtshilfe 16. Au{|.

1 9 8 9  S .  2 9 1 .
5 Vgl. die Stel lungnahme der Deutschen Gesellschaft für Gynäko-

logie und Geburtshi l fe vom Juni 1 981 MMW 81 , 1 153.
6  Vg l .  OLG Hamm vom 27.4 .  1981 VersR 83,883 =  AHRS

2500/9 (aufgrund des veränderten Herzfrequenzmusters auf
dem CTG war ein akuter Sauerstoffmangel erkennbar, der
durch sofortige ärztliche Maßnahmen hätte bekämpft werden
müssen, was aber verabsäumt worden war: Abschalten der
Oxytocin-lnfusion, Gabe wehenhemmender Mittel und Vornah-
me einer Schnittentbindung).

7 Ygl. Rieger in Lexikon des Arztrechts 1984 S.318.
8  OLG Hamm vom27.4 .  198.1  VersR83,883 =  AHRS 2500/9 .
9 Weißauer/Hirsch, Die Haftung des Frauenarztes Der Gynäkolo-

ge 82, 80 (84).
10 Schwarz/Retzke in Kyank/SchwarzlFrenzel, Geburtshilfe 5. Aufl.

1987 S. 104; Gitsch/Huss/ern in Gitsch/Janisch, Geburtshilfe
4 .  Auf l .  199t  S .  137.


